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Satzung 
des Gemeindeverwaltungsverbandes Salem 

über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten 
(Ehrenamtsentschädigungssatzung) 

 
Aufgrund §§ 5 und 6 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbin-
dung mit §§ 4 und 19 der Gemeindeordnung hat die Verbandsversammlung des Ge-
meindeverwaltungsverbandes am 26.03.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Aufwandsentschädigungen 

 
(1) Ehrenamtlich Tätige erhalten den Ersatz ihrer Auslagen und ihres entgangenen 

Arbeitsverdienstes nach einheitlichen Durchschnittssätzen. Der Durchschnitts-
satz beträgt 50,00 € je Sitzung der Verbandsversammlung. 

 
(2) Als Entschädigung für den durch das Amt allgemein verursachten erhöhten per-

sönlichen Aufwand erhalten pauschal 
 
 1.  der Verbandsvorsitzende:  260 € monatlich 
 2. Geschäftsführung Verwaltung  180 € monatlich 
 3. Geschäftsführung Finanzwesen  180 € monatlich 
 4. Geschäftsführung Bauleitplanung 180 € monatlich 
 
 Die Vergütungen werden entsprechend den allgemeinen laufenden Tariferhö-

hungen des TVÖD angepasst. 
 
(3) Neben den Entschädigungen nach Absatz 2 wird keine weitere Entschädigung 

gewährt. 
 

§ 2 
Reisekostenvergütung 

 
Bei Dienstverrichtungen außerhalb des Verbandsgebiets erhalten ehrenamtlich Tätige 
neben der Entschädigung nach § 1 Abs. 1 eine Reisekostenvergütung in entsprechen-
der Anwendung der Bestimmung des Landesreisekostengesetzes. 
 

§ 3 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft.  
 
 
Ausgefertigt: 
Salem, 26.03.2026 
 
 
 
Manfred Härle  
Bürgermeister 
 
 



Hinweis gemäß § 4 GemO: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekom-
men dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung ge-
genüber dem Gemeindeverwaltungsverbandes Salem, Am Schlosssee 1, 88682 Sa-
lem geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sit-
zung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden ist. 
Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften auch 
nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der Ver-
bandsvorsitzende dem Satzungsbeschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist geltend gemacht hat. 


